
 

 

 

 

 

 

BEKANNTMACHUNG 

 

 

110. Nachtrag zur Satzung der BKK Salzgitter  

i. d. F. ab 01.01.1998  

 

 
Das Bundesamt für Soziale Sicherung hat den vom Verwaltungsrat der BKK Salzgitter 

in seiner Sitzung am 10.12.2021 beschlossenen 110. Nachtrag zur Satzung der BKK 

Salzgitter i. d. F. ab 01.01.1998 mit Bescheid vom 22.12.2021 genehmigt.  

 

Der Nachtrag wird gemäß § 19 Abs. 1 der Satzung der BKK Salzgitter auf der Inter-

netseite www.bkk-salzgitter.de bekannt gemacht.  

 

 

 

Salzgitter, den 23.12.2021 

  



 

 

110. Nachtrag zur Satzung i. d. F. ab 01.01.1998 (beschlossen am 27.11.1997, ge-

nehmigt am 26.01.1998) 

 

 

Der Verwaltungsrat der BKK Salzgitter hat am 10.12.2021 den 110. Nachtrag zur Kas-

sensatzung beschlossen. 

 

 

Artikel I Änderung der Satzung  

 

§ 12g entfällt. Eingefügt wird: 

 

§ 12 Abs. VII Zusätzliche Schwangerschafts- und Mutterschaftsleistungen 

 

1. Die Betriebskrankenkasse beteiligt sich mit einem Zuschuss an den Kosten für die 

Inanspruchnahme von medizinisch notwendigen Leistungen bei Schwangerschaft, 

die beim Vorliegen eines individuellen Untersuchungsanlasses mit dem Ziel er-

bracht werden, einer Gefährdung des Kindes entgegenzuwirken, Risiken frühzeitig 

zu erkennen und Folgekosten zu vermeiden.  

 

Für folgende medizinisch notwendige Leistungen wird ein Zuschuss gewährt:  

 

a. Toxoplasmose-Test für Schwangere, die einer besonderen Infektionsgefahr 

mit dem Erreger ausgesetzt sind, z. B. wegen Kontakt mit Tieren. 

  

b. B-Streptokokken-Test für Schwangere in der 35. - 37. Schwangerschaftswo-

che, um eine bakterielle Besiedlung zu erkennen und durch prophylaktische 

Gabe eines Antibiotikums mit Beginn der Geburt eine Infektion des Neugebore-

nen zu verhindern. 

 

c. Feststellung der Antikörper auf Windpocken für Schwangere, die einer beson-

deren Infektionsgefahr mit dem Erreger ausgesetzt sind, z. B. Tagesmütter, 

Erzieherinnen, Lehrerinnen. 

 

d. Feststellung der Antikörper auf Ringelröteln für Schwangere, die einer beson-

deren Infektionsgefahr mit dem Erreger ausgesetzt sind, z. B. Tagesmütter, Er-

zieherinnen, Lehrerinnen. 

 

e. Zytomegalie-Test (CMV-Antikörpertest) für Schwangere, die einer besonderen 

Infektionsgefahr mit dem Erreger ausgesetzt sind, z. B. wegen Kontakt mit 

Kindern bis zum 3. Lebensjahr. 

 

Voraussetzung ist, dass die medizinisch notwendigen Leistungen nach § 23 SGB V 
durch einen an der kassenärztlichen Versorgung teilnehmenden oder nach § 13 Abs. 4 
SGB V berechtigten Arzt mit entsprechendem Qualifikationsnachweis erbracht werden.  
 

Es darf sich nicht um Leistungen nach der Mutterschaftsrichtlinie handeln.  
 

2. Die Betriebskrankenkasse übernimmt für schwangere Versicherte nicht verschrei-

bungspflichtige apothekenpflichtige Arzneimittel mit dem Wirkstoff Folsäure.  

 



 

Erstattet werden die für den Zeitraum der Schwangerschaft erforderlichen Arznei-

mittel.  

 

Von der Erstattung sind Kosten für solche Arzneimittel nicht erfasst, die vom Ge-

meinsamen Bundesausschuss oder gemäß § 34 Abs. 1 Sätze 7 bis 9 SGB V ausge-

schlossen sind. Die Erstattung von Kosten für Nahrungsergänzungsmittel mit dem in 

Satz 1 genannten Wirkstoff ist nicht möglich.  

 

Der gesetzliche Anspruch gemäß § 34 Absatz 1 Sätze 2 bis 5 SGB V in Verbindung 

mit den Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschuss bleibt unberührt.  

 

Der Bezug der Folsäure erfolgt über die Apotheke bzw. einen im Rahmen des deut-

schen Rechts zulässigen Versandhandels. 

 

Zur Erstattung ist der Betriebskrankenkasse die jeweilige Rechnung im Original vorzulegen. 

Der Zuschuss für die unter 1. und 2. dargestellten Leistungen ist insgesamt auf 200,00 

Euro pro Schwangerschaft begrenzt. Zu den einzelnen Leistungen beträgt der jeweilige 

Zuschuss dabei nicht mehr als die nachgewiesenen tatsächlichen Kosten. 

 

 

Artikel II Inkrafttreten 

 

Der Nachtrag zur Kassensatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 


